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 1. Ausschuss für Gleichstellung, 

Generationen und Soziales 
Ö Zur vorbereitenden 

Beschlussfassung 

 1. Schul-, Kultur- und 
Sportausschuss 

Ö Zur vorbereitenden 
Beschlussfassung 

 2. Kreistag Ö Zur abschließenden 
Beschlussfassung  

Betreff: Bürokratie beim Schul-Mittagessen abbauen! - Antrag Die Linke 

 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Kreistag des Landkreises Darmstadt Dieburg appelliert an die zuständigen Ministerien: 
 
1. Verändern Sie die Regelungen für die Bezuschussung des Mittagessens! 
 
2. Stellen Sie den Schulen unbürokratisch die benötigten Mittel zur Verfügung! 
 
3. Handeln Sie schnell ! 
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Begründung: 
 
Der Kreistag des Landkreises Darmstadt Dieburg appelliert an Bundes und Landesregierung – an 
das Arbeitsministerium auf Bundesebene und das Sozialministerium auf Landesebene – die 
Regelung für die Bezuschussung des Schul-Mittagessens im „Bildungs- und Teilhabe-Paket“ 
umgehend zu verändern. 
 
Mit großer Sorge stellen wir fest, dass ein drastischer Rückgang bei den bezuschussten Schul- 
Mittagessen zu verzeichnen ist. Statt am Mittag-Essen teilzunehmen zu können, fragen Kinder laut 
Presseberichten nach Essens-Resten. 
 
Berichte aus Schulen in der Stadt Babenhausen (Landkreis Darmstadt Dieburg) haben uns alarmiert. 
Vor der Einführung des Bildung und Teilhabepakets wurden an einer Schule über die Kübel-
Stiftung 80 Mittagessen bezuschusst; jetzt sind es noch 40. An einer anderen Schule gingen die 
Zahlen von 60-70 auf nunmehr drei zurück. Das ist ein skandalöser Zustand für unser Land. In 
Gesprächen mit Vertretern von verschiedenen Schulen können wir sagen: 
"Babenhausen ist überall!" 
 
Trotz großer Unterschiedlichkeit in der politischen Einschätzung des Bildung- und Teilhabepakets 
sind sich die unterschiedlichen politischen Kräfte im Kreistag einig: Es besteht dringlicher 
Handlungsbedarf für eine positive Veränderung. 
 
 
 


